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5Anlage zum Erlass der Regierung vom        zur Ausführung des Dekretes vom 18. März 2002 zur Infrastruktur




KAPITEL I. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1. Zielsetzung

Vorliegender Erlass legt die Ausführungsbestimmungen zum Dekret zur Infrastruktur vom 18. März 2002 fest.

Artikel 2. Begriffsbestimmungen

Für die Anwendung des vorliegenden Erlasses versteht man unter:

1. Dekret: das Dekret zur Infrastruktur vom 18. März 2002;

2. Infrastrukturvorhaben: die in Artikel 2 des Dekretes definierten Infrastrukturvorhaben;

3. Infrastrukturplan: der in Artikel 8 des Dekretes erwähnte Infrastrukturplan;

4. Anmeldung: die in Artikel 19 des Dekretes erwähnte Anmeldung von Infrastrukturvorhaben; 

5. Antrag auf Bezuschussung: der in den Artikel 21 oder 24 des Dekretes erwähnte Antrag auf Bezuschussung von Infrastrukturvorhaben; 

6. Zusage: die in den Artikeln 21 §2 oder 24 §2 des Dekretes erwähnte Zusage für einen maximalen Zuschussbetrag;

7. Garantie: die in Artikel 27 des Dekretes erwähnte Garantie der Gemeinschaft für Infrastrukturvorhaben.

KAPITEL II. MODALITÄTEN FÜR DIE BEZUSCHUSSUNG VON ALTERNATIV FINANZIERTEN PROJEKTEN

Artikel 3. Beantragung

§1. Das in Artikel 3 des Dekretes erwähnte Einverständnis der Regierung in bezug auf eine alternative Finanzierung ist mit der Anmeldung des Infrastrukturvorhabens zu beantragen.

Der in Artikel 19, §1, 6. des Dekretes erwähnte Grundriss des Finanzplanes enthält in diesem Fall die Begründung der gewählten Finanzierung, Angaben über die Art der geplanten Finanzierung, deren voraussichtliche Kosten, Laufzeit und über die Absicherung der Rückzahlung.

§2. Bei der Aufnahme in den Infrastrukturplan entscheidet die Regierung prinzipiell über die beantragte Finanzierung sowie über die eventuelle Finanzierung des Zuschusses.  Die Regierung erteilt ihr Einverständnis zur beantragten Finanzierung in einer mit dem Antragsteller zu schließenden Vereinbarung, in der die Rahmenbedingungen für die Realisierung des Infrastrukturvorhabens festgelegt sind.

§3. Bei Infrastrukturvorhaben, die im Infrastrukturplan aufgenommen sind oder die aufgrund der Artikel 22 oder 23 des Dekretes genehmigt wurden, kann die Regierung in begründeten Fällen eine alternative Finanzierung oder eine andere Art der Finanzierung als ursprünglich beantragt zulassen.

Artikel 4. Entwurf des Finanzierungsvertrags

Den Angeboten für die Finanzierung ist der Entwurf eines Finanzierungsvertrags beizufügen.  Dieser Entwurf ist der Regierung mit der in Artikel 21, §3 des Dekretes vorgesehenen Abschrift der Angebotsauswertung zuzustellen.

Artikel 5. Der Finanzierungsvertrag

Dem Finanzierungsvertrag werden zwei getrennte Amortisierungstabellen beigefügt, wovon eine die zu Lasten der Deutschsprachigen Gemeinschaft gehenden Zahlungen aufführt und die andere die des Projektträgers.

Der definitive Betrag der zu Lasten der Deutschsprachigen Gemeinschaft gehenden Zahlungen wird ermittelt aufgrund des zugesagten maximalen Zuschussbetrags, der unter Berücksichtigung der in Artikel 3 des Dekretes enthaltenen Vorschriften berechnet wird.

Artikel 6. Auszahlung des Zuschusses

Der Zuschuss wird in Abweichung von Artikel 18 des Dekretes gemäß den im Finanzierungsvertrag festgelegten Modalitäten an den Antragsteller ausbezahlt.

KAPITEL III. VERFAHREN

Abschnitt 1. Die Anmeldung von Infrastrukturvorhaben

Artikel 7. Die Anmeldung

Die Regierung ruft die Projektträger dazu auf, ihre Infrastrukturvorhaben anzumelden.  In diesem Aufruf vermeldet sie die äußerste Frist innerhalb der die Anmeldung zu erfolgen hat, um im zu verabschiedenden Infrastrukturplan berücksichtigt werden zu können.

Nach Ablauf dieser Frist angemeldete Projekte werden im Hinblick auf die jährliche Aktualisierung oder auf zukünftige Mehrjahrespläne in den Registrierungskatalog eingetragen.

Im Hinblick auf die regelmäßige Aktualisierung des Registrierungskatalogs stellt die Regierung mindestens einmal je Semester die Vollständigkeit der eingereichten Unterlagen in bezug auf die angemeldeten Infrastrukturvorhaben fest.

Artikel 8. Kostenschätzung

Die in Artikel 19, §1, 4° des Dekretes erwähnte Schätzung der Kosten umfasst neben den reinen Projektkosten auch eine Auflistung und Addierung aller anderen annehmbaren Ausgaben in bezug auf das Infrastrukturvorhaben, wie Ausgaben zur Vorbereitung des Projekts, Kosten für die Baustellenversicherung, die Zehnjahresgarantie sowie Honorare der Projektautoren und Sicherheitskoordinatoren..

Artikel 9. Anschrift

Die Anmeldung erfolgt an folgende Anschrift: Ministerium der Deutschsprachigen Gemeinschaft – Infrastrukturdienst – Gospert 1-5 in Eupen.

Abschnitt 2. Der Infrastrukturplan

Artikel 10. Infrastrukturplan

Die Regierung legt die Dauer des in Anwendung von Artikel 9 des Dekretes zu verabschiedenden Mehrjahresplanes fest.

Abschnitt 3. Der Antrag auf Bezuschussung

Artikel 11. Die Unterlagen

Die in Artikel 21 des Dekretes erwähnten Unterlagen, sind dem Antrag auf Bezuschussung in zweifacher Ausfertigung beizufügen.

Artikel 12. Nach dem 30. September eingereichte Anträge

Anträge auf Bezuschussung, die nach dem 30. September des Jahres, in dem das betreffende Infrastrukturvorhaben im Infrastrukturplan berücksichtigt ist, eingereicht werden, werden im Hinblick auf die jährliche Aktualisierung oder auf zukünftige Mehrjahrespläne in den Registrierungskatalog eingetragen; das Infrastrukturvorhaben gilt weiterhin als angemeldet.  Der Antrag auf Bezuschussung muss jedoch in dem Jahr neu eingereicht werden, in dem das Infrastrukturvorhaben erneut im Infrastrukturplan vorgesehen ist.

[NB: Laut Artikel 24 des Infrastrukturdekretes, abgeändert durch das Programmdekret vom 25. Juni 2007, Art. 47, müssen die Anträge auf Bezuschussung bis zum 15. September eingereicht sein, diese Datum gilt auch für die Anwendung des vorliegenden Artikels.]
Artikel 13. Vollständigkeit der Anträge

Der Infrastrukturdienst teilt dem Antragsteller binnen vier Wochen nach Eingang des Antrags auf Bezuschussung mit, ob sein Antrag vollständig ist oder er fordert den Antragsteller dazu auf, fehlende Unterlagen nachzureichen.  

Die in Artikel 21 §2 des Dekretes erwähnte Frist läuft ab dem Datum der Antragstellung, wenn binnen vier Wochen keine Aufforderung zur Vervollständigung an den Antragsteller erfolgt ist.

Wenn der Antragsteller dazu aufgefordert wurde, seinen Antrag zu vervollständigen läuft die in Artikel 21 §2 des Dekretes erwähnte Frist ab Datum des Schreibens, das die Vollständigkeit des Antrags bestätigt.

KAPITEL IV. MODALITÄTEN FÜR DIE GEWÄHRUNG DER GARANTIE DER GEMEINSCHAFT FÜR INFRASTRUKTURVORHABEN

Abschnitt 1. Die Garantie

Artikel 14. Beantragung

Die Garantie ist mit dem Antrag auf Bezuschussung zu beantragen.

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

- das in Artikel 15 des Dekretes erwähnte Gutachten eines anerkannten Revisors oder Buchhaltungsexperten;

- der Entwurf des Kreditvertrags, aus dem hervorgeht, dass die in Artikel 27 und 28 des Dekretes erwähnten Bedingungen erfüllt sind.

Artikel 15. Gewährung der Garantie

Die Regierung gewährt die Garantie mit der Zusage.

Abschnitt 2. Die Anerkennung der Kreditanstalten

Artikel 16. Bedingungen 

Um für die Vergabe von garantierten Krediten anerkannt zu werden müssen Kreditanstalten:

1. auf einer der in Anwendung der Artikel 13, 65 oder 66 des Gesetzes vom 22. März 1993 über das Statut und die Kontrolle der Krediteinrichtungen von der Bankkommission veröffentlichten Listen aufgeführt sein;

2. bei garantierten Krediten auf persönliche Bürgschaften und dingliche Garantien verzichten;

3. sich dazu verpflichten, garantierte Kredite mit derselben Vorsicht und gemäß denselben Kriterien zu vergeben, als läge keine Garantie vor;

4. sich dazu verpflichten, die Regierung unverzüglich über jeglichen Zahlungsverzug des Kreditnehmers zu informieren;

5. sich dazu verpflichten, vor Inanspruchnahme der Garantie und nach schriftlicher Mitteilung an die Regierung, eine Stillhaltefrist von 3 Monaten einzuhalten.  Diese Frist wird auf begründeten Antrag der Regierung einmal verlängert.

Artikel 17. Beantragung 

Die Anerkennung ist mittels Vorlage folgender Dokumente bei der Regierung zu beantragen:

- ein Auszug aus der in Artikel 16, 1. dieses Erlasses erwähnten Liste oder deren Veröffentlichungsdatum;

- ein unterzeichnetes Exemplar der in der Anlage zu vorliegendem Erlass vorgesehenen Verpflichtung.

Artikel 18. Entzug

Wenn eine der in Artikel 16 erwähnten Bedingungen nicht mehr erfüllt ist, wird die betroffene Kreditanstalt schriftlich dazu aufgefordert, die festgestellten Unregelmäßigkeiten innerhalb einer von Fall zu Fall zu bestimmenden Frist zu beheben.  Kommt sie dieser Aufforderung nicht nach, wird die Anerkennung entzogen.

KAPITEL V. KULTURZENTREN MIT REGIONALEM CHARAKTER

Artikel 19. Der regionale Auftrag

Ein Kulturzentrum erfüllt einen regionalen Auftrag, wenn es sich möglichst in Zusammenarbeit mit anderen Anbietern mit der Organisation von Veranstaltungen mit regionalem und überregionalem Charakter im Bereich der Kultur befasst und seine Aktivitäten sich mindestens über das Gebiet der vier nördlichen oder der fünf südlichen Gemeinden des Gebietes deutscher Sprache erstrecken.

Artikel 20. Die Anerkennung

Im deutschen Sprachgebiet kann ein Kulturzentrum mit regionalem Charakter mit Sitz in Eupen und ein Kulturzentrum mit regionalem Charakter mit Sitz in Sankt Vith anerkannt werden.

Bei der Anerkennung als Kulturzentrum mit regionalem Charakter legt die Regierung die Immobilien fest, die zur Erfüllung des regionalen Auftrags dienen, und auf die die Anerkennung sich bezieht.  Eine Ausdehnung auf andere Immobilien muss vom Träger des Kulturzentrums bei der Regierung beantragt werden.

Artikel 21. Entzug der Anerkennung

Wenn eine der Bedingungen, die der Erteilung der Anerkennung zugrunde lagen, nicht mehr erfüllt ist, wird der Träger des Kulturzentrums schriftlich dazu aufgefordert, die festgestellten Unregelmäßigkeiten innerhalb einer von Fall zu Fall zu bestimmenden Frist zu beheben.  Kommt er dieser Aufforderung nicht nach, wird die Anerkennung entzogen.

KAPITEL VI. DIE RÜCKERSTATTUNG VON PRÄMIEN FÜR HOTELBETRIEBE

! Die Artikel 22 und 23 sind aufgehoben mit Wirkung zum 25. Juni 2007, bleiben aber anwendbar auf alle Prämien und Anträge, die bis dahin gewährt wurden, oder für die bis dahin eine definitive Zusage erteilt wurde 

[D. 25.06.07, Art. 53 und 57]

Artikel 22. Raten

[Die in Artikel 37 des Dekretes erwähnten Prämien für Hotelbetriebe sind gemäß folgenden Modalitäten zurückzuerstatten:

- eine erste Rate in Höhe von 12,5% der gewährten Prämie erhöht um 2% des genehmigten Kapitals ist vor dem [31. Oktober] des dritten Jahres nach der Auszahlung der Prämie beziehungsweise der letzten Rate der Prämie zurückzuzahlen;

- die zweite und folgenden Raten in Höhe von jeweils 12,5% der gewährten Prämie erhöht um 2% der Restschuld sind vor dem [31. Oktober] der sieben nächsten Jahre zurück zu zahlen.

Die konkreten Rückzahlungsmodalitäten und -beträge werden in einer Vereinbarung zwischen der  Regierung und dem Prämienempfänger schriftlich festgehalten.]
[abgeändert ER 02.02.06, Art. 1]
Artikel 23. Abweichungen

[Auf Antrag des Begünstigten kann der für Tourismus zuständige Minister eine Verkürzung der Laufzeit der Ratenzahlungen oder die vorzeitige Rückzahlung der Prämie genehmigen.

Bei Entzug der Hotelgenehmigung oder bei Schließung des Hotelbetriebs ist die Prämie beziehungsweise der verbleibende Restbetrag erhöht um 2% des ausstehenden Kapitals unverzüglich zurückzuzahlen.]
KAPITEL VII. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 24. Inkrafttreten

Vorliegender Erlass tritt am Tage seiner Unterzeichnung in Kraft, mit Ausnahme der Artikel 22 und 23, die anwendbar sind auf die aufgrund des Dekretes vom 9. Mai 1994 über Unterkunfts- und Hotelbetriebe ausbezahlten und noch nicht zurückgezahlten Prämien.

Artikel 25. Ausführende Bestimmung

Der Minister‑Präsident, Minister für Beschäftigung, Behindertenpolitik, Medien und Sport, der Minister für Unterricht und Ausbildung, Kultur und Tourismus und der Minister für Jugend und Familie, Denkmalschutz, Gesundheit und Soziales, sind jeder für seinen Bereich mit der Durchführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.

Anlage zum Erlass der Regierung vom 4. Februar 2003 zur Ausführung des Dekretes vom 18. März 2002 zur Infrastruktur

ERKLÄRUNG IM HINBLICK AUF DIE ANERKENNUNG FÜR DIE VERGABE VON KREDITEN, FÜR DIE DIE GARANTIE DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT GEWÄHRT WIRD

Die Kreditanstalt 

................................................................................................................................

................................................................................................................................

................................................................................................................................

hier vertreten durch ...............................................................................................

verpflichtet sich im Rahmen der Vergabe von Krediten, für die die Garantie der Gemeinschaft aufgrund des Dekretes zur Infrastruktur vom 18. März 2002 gewährt wird:

1. auf persönliche Bürgschaften und dingliche Garantien in bezug auf die garantierten Kredite zu verzichten;

2. die garantierten Kredite mit derselben Vorsicht und gemäß denselben Kriterien zu vergeben, als läge keine Garantie vor;

3. die Regierung unverzüglich über jeglichen Zahlungsverzug des Kreditnehmers zu informieren;
4. vor Inanspruchnahme der Garantie und nach schriftlicher Mitteilung an die Regierung, eine Stillhaltefrist von 3 Monaten einzuhalten.  Diese Frist wird auf begründeten Antrag der Regierung einmal verlängert.
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